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Neues aus der Rechtsprechung 

BAG: Schadensersatz nach DSGVO – Kein Schadensersatz 

bei bloßer Befürchtung eines Datenmissbrauches 

Die Sorge vor einem Datenmissbrauch kann einen immateriellen Schaden 

i.S.v. Art. 82 Abs. 1 DSGVO darstellen. Die bloße Äußerung entsprechen-

der Befürchtungen reicht jedoch für die Darlegung eines Schadens nicht aus. 

Der Sachverhalt 

Die Klägerin und die beklagte Arbeitgeberin führten erfolglose Ge-

spräche über einen Aufhebungsvertrag. Während der Gespräche be-

gehrte die Klägerin Auskunft über die Verarbeitung ihrer Daten nach 

Art. 15 Abs. 1 DSGVO und Kopie der Daten nach Art. 15 Abs. 3 

DSGVO.  

Im Kündigungsschutzprozess erteilte die Beklagte die Auskunft. Ob 

diese vollständig ist, ist streitig geblieben. Die Klägerin begehrt im-

materiellen Schadensersatz nach Art. 82 Abs. 1 DSGVO i.H.v. min-

destens 5000 €, weil sie einen Kontrollverlust über die Daten gehabt 

habe. Das LAG hat die Klage abgewiesen. 

Die Entscheidung 

Das BAG wies die Revision der Klägerin zurück (Urteil vom 

20.06.2024, Az. 8 AZR 124/23). 

In Übereinstimmung mit dem EuGH stellt es heraus, dass der An-

spruch auf Schadensersatz einen Verstoß gegen die DSGVO, sodann 

das Vorliegen eines Schadens und drittens einen Kausalzusammen-

hang zwischen Verstoß gegen die DSGVO und Schaden voraussetze. 

Der Schaden müsse dabei keinen bestimmten Grad an Erheblichkeit 

aufweisen. Da die Klägerin das kumulative Vorliegen dieser drei Vo-

raussetzungen darzulegen und zu beweisen habe, müsse sie insb. das 

Entstehen eines Schadens darlegen und beweisen.  

Nach dem ErwG 85 der DSGVO gelte der „Verlust der Kontrolle“ als 

möglicher Schaden. Selbst der kurzzeitige Verlust der Kontrolle über 
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personenbezogene Daten könne daher einen „immateriellen Scha-

den“ i.S.v. Art. 82 Abs. 1 DSGVO darstellen. Auch die Sorge und Be-

fürchtung vor einem Datenmissbrauch könne im Ausgangspunkt ei-

nen immateriellen Schaden darstellen.  

Allerdings führe das rein hypothetische Risiko einer missbräuchli-

chen Verwendung durch einen unbefugten Dritten nicht zur Ent-

schädigung. Deshalb müsse geprüft werden, ob eine solche Befürch-

tung unter den gegebenen Umständen als begründet angesehen wer-

den kann. Dabei sei ein objektiver Maßstab anzulegen, was die ob-

jektive Bestimmung des Missbrauchsrisikos der Daten bedinge. Die 

bloße Berufung auf eine solche Gefühlslage genüge nicht.  

Wenn der Auskunftsanspruch nach Art. 15 DSGVO nicht erfüllt 

werde, reiche alleine die Befürchtung weiterer Verstöße gegen die 

DSGVO für die Annahme eines Schadens nicht aus. 

Praxishinweis 

Das Urteil ist kein Freibrief für Arbeitgeber. Der EuGH hat festge-

stellt, dass es keine „Bagatellgrenze“ für Schäden gibt; es genügt, 

dass dem Grunde nach ein Schaden vorliegt.  

Steht ein Verstoß gegen die die DSGVO i.S.v. Art. 82 Abs. 1 DSGVO 

nach richterlicher Beweiswürdigung (§ 286 Abs. 1 ZPO) zum Nach-

teil der Klägerin als geschützter Personen fest, mindert sich das Be-

weismaß bezüglich der Entstehung und der Höhe des Schadens nach 

§ 287 Abs. 1 ZPO, wie der Senat herausstellt. Das gibt den Tatgerich-

ten Bewertungsspielräume. 

Ungenügend ist der Sachvortrag, dass aus der Unkenntnis der Da-

tenverarbeitung Befürchtungen, Sorge, Unmut oder Angst resultie-

ren und keinerlei Möglichkeit der Überprüfung der Datenverarbei-

tung besteht.  

Ist das Risiko eines Datenmissbrauchs nicht nur abstrakt dargelegt, 

sondern konkret, etwa durch eine substantiierte und mit Tatsachen 

unterlegte Befürchtung der Datenweitergabe oder -verwendung 

durch einen unbefugten Dritten, dürfte dies indes ein genügender 

Sachvortrag sein, weil nicht nur eine Gefühlslage herangezogen 

wird. 
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